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Zum 9/11-Gedenktag: Die Bilanz des «Anti-Terror-Kriegs» 

German	Foreign	Policy		11.09.2021	
20	Jahre	nach	9/11	ist	der	Westen	mit	seinem	«Anti-Terror-
Krieg»	total	gescheitert,	er	hat	aber	Millionen	Menschen	
umgebracht. 

Millionen Todesopfer, grassierende Armut, Dutzende Millionen 
Flüchtlinge und mehrere umfassend zerstörte Länder:  

Das ist die Bilanz der westlichen Kriege im weiteren Nahen und 
Mittleren Osten seit dem 11. September 2001. Gestartet im Namen 
des Kampfs gegen den jihadistischen Terror, geführt unter dem 
Propagandabanner von «Freiheit» und «Demokratie», haben die 
Kriege in Afghanistan, Pakistan und dem Irak, in Syrien, dem Jemen 
und Somalia vor allem menschliches Leid und Elend in historischen 
Dimensionen gebracht.  

Die tatsächlichen oder angeblichen Ziele wurden nicht erreicht: 
Nirgends, weder am Hindukusch noch an Euphrat und Tigris, sind 
gedeihende Gesellschaften entstanden; der jihadistische Terror ist 
laut dem Urteil von Experten heute «stärker» und global weiter 
verbreitet als im Jahr 2001.  

Im «Anti-Terror-Krieg» haben westliche Streitkräfte und 
Geheimdienste zudem schwerste Kriegs- und 
Menschenrechtsverbrechen begangen – von gezielten Morden an 
unbewaffneten Zivilisten bis hin zur Verschleppung Tausender in 
Folterverliese. Die Bundesrepublik war in all dies involviert. 

Todesopfer 
Die Kriege des Westens seit dem 11. September 2001, die vor allem 
im Namen des Kampfs gegen den Terror geführt wurden, haben 
Millionen Menschenleben gekostet.  
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Zahlen hat etwa das Costs	of	War	Project vorgelegt, das seit 2010 
vom Watson Institute for International and Public Affairs an der 
Brown University (Providence, US-Bundesstaat Rhode Island) 
betrieben wird, einer der acht «Ivy League»-Elitehochschulen der 
USA. Demnach sind in den Kriegen in Afghanistan und Pakistan, im 
Irak und in Syrien, im Jemen und an einigen kleineren Schauplätzen 
des «Anti-Terror-Kriegs» – etwa Sudan oder das US-Lager 
Guantanamo – mindestens 897’000 bis 929’000 Menschen 
unmittelbar bei Kampfhandlungen zu Tode gekommen.  
Dabei handelt es sich nur um Todesopfer, die durch zwei 
unabhängige Quellen sicher nachgewiesen sind, davon rund 
364’000 bis 387’000 Zivilisten.  
Eine vermutlich hohe Dunkelziffer kommt hinzu. Zudem sind 
Todesopfer nicht erfasst, die auf Kriegsfolgen jenseits direkter 
Kampfhandlungen zurückzuführen sind, so etwa auf Verletzungen, 
Krankheiten und Hunger. Die Gesamtzahl der direkten und 
indirekten Kriegstoten wird allein für den Irak in den Jahren von 
2003 bis 2013 auf bis	zu	einer	Million	geschätzt. Laut dem Costs of 
War Project ist davon auszugehen, dass die Gesamtzahl der 
Kriegstoten in sämtlichen betroffenen Ländern bei einem 
Mehrfachen der unmittelbaren Todesopfer der Kämpfe liegt. 
 
Hunger	und	Zerstörung 
Hinzu kommen weitere schwerste menschliche Schäden und 
verheerende materielle Zerstörungen in den betroffenen Ländern. 
So sind in Afghanistan in den vergangenen 20 Jahren nachweislich 
rund 33’000, vermutlich aber viel mehr Kinder	getötet	oder	
verstümmelt worden; die Dunkelziffer insbesondere bei bleibenden 
Verletzungen durch Kampfhandlungen oder Sprengfallen ist hoch. 
 
Die Armutsrate im Irak hat laut Angaben des World Food 
Programme (WFP) im Jahr 2020 rund 31,7 Prozent erreicht; in 
Afghanistan ist sie gar von 33,7 Prozent im Jahr 2007 auf 54,5 
Prozent im Jahr 2016 gestiegen.  
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Dort verfügen aktuell laut Angaben der Welthungerhilfe etwa 18,4 
Millionen Menschen, rund die Hälfte der Bevölkerung, nicht	über	
genügend	Nahrung. Der Jemen hatte zuletzt nicht nur mit der Covid-
19-Pandemie, sondern auch mit grassierenden Diphterie- und 
Cholerawellen zu kämpfen; in dem Land, das zusätzlich von 
saudischen und emiratischen Truppen attackiert wird – auch	mit	
deutschen	Waffen –, sind zur Zeit mehr als zwei Drittel der etwa 30 
Millionen Menschen auf humanitäre Hilfe angewiesen, darunter laut 
Angaben von UNICEF 11,3 Millionen Kinder. Kaum messen lassen 
sich die seelischen Schäden – etwa Traumata – und ihre 
gesellschaftlichen Folgen. Ähnliches gilt für die umfassende 
Zerstörung der Infrastruktur – von Häusern und Strassen über 
öffentliche Einrichtungen bis zur Wasser- und Stromversorgung. 
 
Flüchtlingselend 
Die seit dem 11. September 2001 angezettelten Kriege haben nicht 
zuletzt ein fast beispielloses Flüchtlingselend verursacht, das nur 
von den weltweiten Fluchtbewegungen im Zweiten Weltkrieg 
übertroffen wird. Das Costs of War Project beziffert die	Zahl	der	
afghanischen	Flüchtlinge	auf	5,9	Millionen. Pakistan verzeichnet 3,7 
Millionen Flüchtlinge, der Irak 9,2 Millionen, Syrien (seit Beginn der 
westlichen Operationen gegen den IS im Jahr 2014) 7,1 Millionen. 
Hinzu kommen 4,6 Millionen jemenitische und 4,3 Millionen 
somalische Flüchtlinge – zusammengenommen 34,8 Millionen. Für 
alle Länder gilt, dass die Zahl der Binnenvertriebenen die Zahl 
derjenigen, die das Land verlassen haben und Zuflucht in anderen 
Ländern suchen, weit übersteigt. Das Costs of War Project – es 
zählt noch 1,2 Millionen libysche und 1,8 Millionen philippinische 
Flüchtlinge hinzu – weist darauf hin, dass es sich bei diesen 
Angaben um konservative Schätzungen handelt; die reale 
Gesamtzahl kann sich den den US-Wissenschaftlern zufolge auf bis 
zu 60 Millionen Menschen belaufen.  
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Die meisten Flüchtlinge, die das Land verlassen haben, halten sich 
dabei in den Nachbarländern auf – im Falle afghanischer Flüchtlinge 
in Pakistan und Iran, syrische Flüchtlinge vor allem in der Türkei, im 
Libanon und in Jordanien. Die reichen Staaten des Westens, die die 
Kriege verantworten, wehren Flüchtlinge konsequent mit Mauern 
und Stacheldraht ab. 
 
Folter	und	Mord 
In ihren Kriegen seit 2001 sowie in ihrem weltumspannend 
geführten «Anti-Terror-Krieg» haben die westlichen Staaten zahllose 
Kriegs- und Menschenrechtsverbrechen begangen. Die 
Kriegsverbrechen umfassten etwa im Fall australischer 
Spezialkräfte in Afghanistan eine Art informelles Initiationsritual, mit 
dem neue Mitglieder ihre vorgebliche soldatische Eignung unter 
Beweis stellen sollten; es bestand darin, mindestens einen 
afghanischen Zivilisten zu ermorden (german-foreign-policy.com	
berichtete). In der Jagd auf tatsächliche oder angebliche Jihadisten 
verschleppte die CIA Tausende	Verdächtige	in	Folterzellen in mehr 
als zwei Dutzend Staaten weltweit; von mehr als 3’000 binnen kurzer 
Zeit ist die Rede. Beteiligt waren die Bundesrepublik und die EU – 
über Zuarbeit bei Verschleppungen und Folterverhören oder, so im 
Fall Polens und Rumäniens, über die	Bereitstellung	von	Lagern	mit	
Folterzellen. Bis heute in Betrieb ist das US-Lager Guantanamo, in 
dem mindestens 780 Personen aus 48 Staaten unter 
Folterbedingungen festgehalten wurden; 39 sind bis heute interniert. 
Anklage wurde überhaupt nur gegen 16 erhoben; die anderen, weit 
mehr als 700, wurden ohne jegliche Chance, Einspruch gegen ihre 
willkürliche Gefangennahme einzulegen, oft mehr	als	ein	Jahrzehnt	
interniert, darunter Minderjährige. 
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Terror 
Das offizielle Ziel, jihadistischen Terror zu besiegen, haben die 
Kriege der westlichen Mächte in den vergangenen 20 Jahren nicht 
nur verfehlt; sie haben die	Jihadisten	in	mancher	Hinsicht	sogar	
gestärkt. So hat der Irak-Krieg die Voraussetzungen für die	
Entstehung	des	IS geschaffen; die westlichen Bestrebungen, Syriens 
Regierung zu stürzen, haben dem Al Qaida-Ableger Al Nusra bzw. 
dessen Nachfolgeorganisation Hayat Tahrir al Sham (HTS) den Weg 
zur Herrschaft über das nordsyrische Gouvernement Idlib gebahnt. 
Sogar in Afghanistan sind nicht nur die Taliban zurück an der Macht; 
mit dem ISKP (Islamic State Khorasan Province) hat am Hindukusch 
eine jihadistische Terrororganisation Al Qaida abgelöst. Mit seinem 
Anschlag an Kabuls Flughafen hat der ISKP kürzlich bewiesen, dass 
er unverändert zu massenmörderischer Gewalt fähig ist. Zwar seien 
manche Terrororganisationen, so etwa Al Qaida, «heute etwas 
schwächer» als im Jahr 2001, urteilt Guido Steinberg, 
Terrorismusexperte der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP); 
«die Gesamtszene» aber sei «stärker» – denn es gebe «mehr junge 
Dschihadisten in mehr Ländern, die eine Bedrohung» darstellten. 
«Insgesamt gibt es 2020/21 mehr islamistische Terroristen an mehr 
Orten weltweit», stellt Steinberg fest, «und die verübten in den 
letzten Jahren mehr	Anschläge	mit	mehr	Todesopfern	als um 2001.» 
(Dieser	Artikel	erschien	zuerst	auf	der	Online-Plattform	«German	
Foreign	Policy».) 

	

Themenbezogene Interessenbindung der Autorin/des Autors 
Keine. Die	«Informationen	zur	Deutschen	Aussenpolitik»	(german-
foreign-policy.com)	werden	von	einer	Gruppe	unabhängiger	Publizisten	
und	Wissenschaftler	zusammengestellt,	die	das	Wiedererstarken	
deutscher	Grossmachtbestrebungen	auf	wirtschaftlichem,	politischem	u 
 
 


